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Honorarverwerfungen: Möglichkeiten zum  
Gegensteuern

In Ausgabe 2/2009 haben wir die Fallwerte für das Regelleistungsvolumen 
(RLV) veröffentlicht und auf die zu erwartenden, zum Teil deutlichen Ho-
norarveränderungen hingewiesen. Da durch die Einführung dieser neuen 
bundeseinheitlichen Honorarverteilungssystematik auch bei vielen anderen 
Facharztgruppen mit deutlichen Honorarveränderungen zu rechnen ist, hat 
der Erweiterte Bewertungsausschuss am 15. Januar 2009 beschlossen, den 
regionalen KVen einen größeren Handlungsspielraum bei der Honorarvertei-
lung einzuräumen. Wir informieren nachfolgend über die wesentlichen Inhalte 
dieses Beschlusses.

Mehr Gestaltungsspielraum für 
KVen bis Ende 2010

Die regionalen KVen erhalten für 
eine Übergangszeit von zwei Jahren 
die Möglichkeit, gemeinsam mit 
den Krankenkassen die Auswirkun-
gen des neuen Vergütungssystems 
abzumildern und erhebliche Ho-
norarunterschiede auszugleichen. 
Dies kann zum einen durch höhere 
Ausgleichszahlungen, zum anderen 
durch eine bessere Berücksichti-
gung von Praxisbesonderheiten 
erfolgen.

Die Regelung gilt grundsätzlich erst 
ab dem 2. Quartal 2009. Diejenigen 
KVen, die ihre RLV-Zuweisungsbe-
scheide unter Vorbehalt verschickt 
haben, können mit den Kassen 
auch rückwirkende Korrekturen zum 
1. Januar 2009 aushandeln. Die-
se sogenannte Konvergenzphase 
endet jedoch spätestens zum 31. 
Dezember 2010. 

Niedrigere Schwelle für  
Ausgleichszahlungen möglich

Ausgleichszahlungen sollten 
ursprünglich erst ab einem durch 
die Umstellung auf dieses neue 
Vergütungssystem bedingten Hono-
rarverlust von 15 Prozent und mehr 
geleistet werden. Der neue Be-
schluss sieht vor, dass Honoraraus-
gleichszahlungen auch schon bei ge-
ringeren Honorarverlusten erfolgen 
können. So will beispielsweise die 
KV Bayerns dem Vernehmen nach 
die Honorarverluste auf maximal 
fünf Prozent begrenzen. 

Bessere Berücksichtigung von  
Praxisbesonderheiten

Zum anderen enthält der Beschluss 
des Erweiterten Bewertungsaus-
schusses eine Verbesserung bei 
der Berücksichtigung von Praxis-
besonderheiten. Bisher konnten 
Praxisbesonderheiten, die sich aus 
einem besonderen Versorgungs-
auftrag oder einer besonderen, 
für die Versorgung bedeutsamen 
fachlichen Spezialisierung ergeben, 
nur berücksichtigt werden, wenn 
die aus den Praxisbesonderhei-
ten resultierende Überschreitung 
mindestens 30 Prozent des durch-
schnittlichen Fallwertes der Arzt-
gruppe beträgt. 

Von diesem starren Grenzwert kann 
nun durch regionale Vereinbarungen 
abgewichen werden. Künftig soll 
im Einzelfall eine Praxisbesonder-
heit auch dann festgestellt werden 
können, wenn die Überschreitung 
weniger als 30 Prozent beträgt. 
Damit soll den Versorgungserforder-
nissen besser als bisher Rechnung 
getragen werden. 

Problem: Kein zusätzliches  
Honorar für Umverteilung

Zusätzliches Honorar für diese 
schrittweise Angleichung an das 
neue Vergütungssystem wird aller-
dings von den Krankenkassen nicht 
zur Verfügung gestellt. Der verbes-
serte Ausgleich überproportionaler 
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Honorarverluste muss von allen Ärz-
ten gemeinsam über entsprechen-
de Rückstellungen, aber auch durch 
Abschöpfung bei den „Gewinnern“ 
finanziert werden. 

Honorarreform 2009

RLV: KBV plant Änderungen bereits zum  
1. Juli 2009
Die Systematik der neuen Regelleistungsvolumina (RLV) ist noch keine zwei 
Monate in Kraft – und schon wird über zum Teil weitreichende Änderungen 
bereits zum 1. Juli 2009 nachgedacht. Nach den Vorstellungen der KBV sollen 
die Beschlüsse des Erweiterten Bewertungsausschusses in folgenden Punk-
ten überarbeitet werden:

1. Einführung von Zusatz­
regelleistungsvolumina

Vergleichbar den früheren gelben 
Zusatzbudgets sollen regional zu 
berechnende Zuschläge zum RLV 
in Euro für qualifikationsgebundene 
Leistungen im fachärztlichen Versor-
gungsbereich eingeführt werden, 
die mit dem RLV verrechnet werden 
können. Bei der Berechnung dieser 
Zuschläge soll zwischen Gruppen 
mit über- und Gruppen mit unter-
durchschnittlicher Leistungserbrin-
gung differenziert werden.

Eine annähernd vergleichbare Rege-
lung gibt es beispielsweise schon 
jetzt in Hamburg. Dort erhalten 
Radiologen einen sogenannten 
Basis-RLV-Fallwert von 55,47 Euro 
und zusätzlich leistungsbezogene 
Zuschläge für CT-Untersuchungen, 
CT-Interventionen, MRT und nuk-
learmedizinische Untersuchungen. 
Damit könnte die Problematik der 
RLV-Einteilung der Radiologen in 
vier Untergruppen entsprechend der 
Geräteausstattung entschärft wer-
den. Auch die KV Sachsen hat auf 
die Vierteilung verzichtet und das 
unterschiedliche Leistungsspektrum 
der Radiologen in elf Untergruppen 
abgebildet.

2. Weitreichende Umstellung bei  
der Fallzählung

Bei der Fallzählung für das RLV und 
bei den Fallwertzuschlägen möchte 
die KBV weitreichende Änderungen 
durchsetzen. Derzeit ist vorgese-
hen, dass ab dem 3. Quartal 2009 
für das RLV die Zahl der Arztfälle 
des entsprechenden Vorjahresquar-
tals berücksichtigt wird. Dies ist für 
Gemeinschaftspraxen und Praxen 
mit angestellten Ärzten insofern von 
Vorteil, als die Behandlung eines 
Patienten durch mehrere Ärzte auch 
mehrere Arztfälle auslöst (siehe 
Ausgabe Nr. 12/2008).

Künftig soll für die Fallzählung 
wieder auf den Behandlungsfall 
abgestellt werden. Zum Ausgleich 
von Nachteilen durch diese Umstel-
lung sollen arztgruppengleiche und 
arztgruppenübergreifende Gemein-
schaftspraxen einen Zuschlag auf 
das RLV erhalten.

Auch gibt es Überlegungen, für das 
RLV nicht mehr auf die Fallzahl des 
Vorjahresquartals zurückzugreifen. 
Stattdessen soll die Fallzahl des 
aktuellen Abrechnungsquartals 
Grundlage der Berechnung des RLV 
sein.

Bundesweite prozentuale Vorgaben 
gibt es nicht; die Details einer sol-
chen Umverteilung müssen die KVen 
regional mit ihren Krankenkassen 
verhandeln und vereinbaren.

3. Änderungen bei der Berech­
nung des RLV-Anteils

Bei der Berechnung des fachärzt-
lichen Honoraranteils am Vergü-
tungsvolumen soll die Vergütung für 
Laborleistungen im Gegensatz zur 
derzeitigen Regelung unberücksich-
tigt bleiben. 

Weiter sollen die im Vorwegab-
zug zu vergütenden Leistungen, 
die praktisch von allen Fachärzten 
gemeinsam finanziert werden, im 
Volumen begrenzt werden. Dies 
würde beispielsweise Ärzte, die 
kein Regelleistungsvolumen erhal-
ten (Ermächtigte Ärzte, Pathologen 
etc.) und Ärzte mit einem hohen 
Anteil an Leistungen außerhalb des 
RLV (zum Beispiel Leistungen der 
Empfängnisregelung bei Gynäkolo-
gen) betreffen.

Es bleibt abzuwarten, ob und wel-
che dieser Vorschläge letztendlich in 
den Verhandlungen mit den Kran-
kenkassen realisiert werden kön-
nen. Die Notwendigkeit kurzfristiger 
Änderungen dürfte in Anbetracht 
der anhaltenden Diskussion über 
Sinnhaftigkeit der RLV-Beschlüsse 
vom August und Oktober vergange-
nen Jahres wohl unbestritten sein.

Möglicherweise stellt sich im Rah-
men der Diskussion über Änderun-
gen an der RLV-Systematik auch 
die Frage, ob die Radiologen und 
Nuklearmediziner vergleichbar den 
Pathologen und Laborärzten nicht 
ganz aus dem RLV-System heraus-
genommen werden sollten. Dazu 
hat der BDR ein Schreiben an die 
KBV zusammen mit den anderen 
Methodenfächern im Rahmen der 
Arbeitsgemeinschaft der Methoden-
fächer gerichtet.

Wir werden über die weitere Ent-
wicklung berichten.
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Guerbet informiert

Gute Arbeitsabläufe 
mit Meditrainment 
Qualitätsmanagement

Ein Qualitätsmanagement-System 
bedeutet weit mehr als einen Zer-
tifizierungsstempel auf der Korre-
spondenz vorweisen zu können. 
Richtig aufgebaut sichert es gute 
Arbeitsabläufe und damit auch eine 
gute Qualität der Arbeitsergebnisse.

Die Guerbet GmbH führt bereits in 
langjähriger Zusammenarbeit mit 
dem Trainingsinstitut Meditrainment 
erfolgreich medizinische Fortbildun-
gen durch. Nun erstreckt sich die 
Kooperation auch auf die Implemen­
tierung von QM-Systemen nach 
den Normen DIN EN ISO 9001:2000 
bzw. DIN EN ISO 9001:2008.

Auf www.MedQM.com erhalten Sie 
alle Dokumente, Vorschriften etc., 
die Sie zum Aufbau eines Qualitäts-
managements nach DIN-ISO 9001 
benötigen. Der Zugang zur MedQM-
Website kostet Sie jährlich lediglich 
50 Euro inklusive Umsatzsteuer. 
Nähere Informationen entnehmen 
Sie bitte dem dieser Ausgabe beige-
fügten Beiblatt.

Arbeitsrecht

Europäischer Gerichtshof schafft neue Kostenfalle
von Rechtsanwalt René T. Steinhäuser, Rechtsanwälte Wigge, www.ra-wigge.de

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschied mit Urteil vom 20. Januar 2009 
(Az: C-350/06) zugunsten eines Arbeitnehmers, dass dessen Urlaubsanspruch 
aus dem Vorjahr entgegen dem Bundesurlaubsgesetz über den 31. März des 
Folgejahres hinaus besteht und nicht verfällt. Konkret ging es um den Ur-
laubsanspruch eines dauerhaft und bis zum Ende seiner Beschäftigung erkrank-
ten Arbeitnehmers, der aufgrund der Erkrankung und anschließenden Verren-
tung keinen Urlaub nehmen konnte. Für Einzelpraxen, Gemeinschaftspraxen 
und MVZ birgt diese neue Rechtsprechung ein erhebliches Kostenrisiko.

Bedeutung der Entscheidung für 
die Praxis

Früher konnten Ärzte das Arbeits-
verhältnis eines dauerhaft erkrank-
ten Arbeitnehmers kostenneutral 
fortführen. Nunmehr sieht sich ein 
Arzt als Arbeitgeber dem Urlaubsab-
geltungsanspruch seines erkrankten 
Arbeitnehmers ausgesetzt, nicht nur 
über den 31. März eines Folgejahres 
nach der Entstehung des Urlaubsan-
spruches hinaus, sondern über 
Jahre hinweg. Bei einer Verrentung 
oder zum Beispiel einer Kündigung 
des Arbeitnehmers während oder 
unmittelbar im Anschluss an eine 
krankheitsbedingte Abwesenheit 
besteht ein Abgeltungsanspruch 
des nicht genommenen Urlaubs.

In dem vor dem EuGH verhandel-
ten Fall war ein Arbeitnehmer über 
zwei Jahre durchgehend erkrankt 
und konnte krankheitsbedingt 
keinen Urlaub nehmen. Anschlie-
ßend wurde er verrentet, so dass 
ihm der Urlaub nicht mehr gewährt 
werden konnte. Die Abgeltung 
des Urlaubsanspruchs hatte der 
Arbeitgeber unter Hinweis auf die 
Regelungen des Bundesurlaubs-
gesetzes abgelehnt – jedoch ohne 
Erfolg. Der Arbeitnehmer setzte 
sich durch: Der EuGH sprach ihm 
einen Anspruch auf Abgeltung des 
nicht genommenen Urlaubs von 
acht Wochen zu.

Das Urteil hat grundsätzlich Bedeu-
tung für unbefristete und befristete 
Arbeitsverträge sowohl mit ärztli-
chem und nichtärztlichem Personal. 
Unbefristet angestellten Arbeitneh-
mern gegenüber kann regelmäßig 
unter Einhaltung der Kündigungs-
frist eine Kündigung oder, sofern 
das Kündigungsschutzgesetz auf 
die Arztpraxis Anwendung findet, 
eine krankheitsbedingte Kündigung 
ausgesprochen werden. 

Die wirtschaftliche größte Bedeu-
tung hat die EuGH-Entscheidung bei 
der Anstellung eines Vertragsarz-
tes. Wird ein Vertragsarzt mit dem 
Ziel, dass dieser seine Zulassung 
einbringt, angestellt, kann ihm 
meist nicht ohne besonderen Grund 
das – häufig langfristig angelegte – 
Arbeitsverhältnis gekündigt werden. 
Erkrankt ein solcher Angestellter, 
kann es teuer für die Praxis werden. 

Fazit

Bei neuen Verträgen sollten der 
oder die Praxisinhaber die Recht-
sprechung bereits bei der Ver-
tragsgestaltung berücksichtigen 
und sich möglichst ein eindeutiges 
Kündigungsrecht für den Fall einer 
dauerhaften Erkrankung vorbehal-
ten. Allerdings wird diese Klausel 
nicht immer leicht zu vereinbaren 
sein, da sie alleine dem Interesse 
des Arbeitgebers entspricht. 


